
4-PUNKTE-PAPIER DES MITTELSTANDES

	 Einführung eines „KMU-Checks“ für neue Gesetze: Jedes neue Gesetz soll auf seine Auswirkungen 
auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geprüft werden, um unnötige Belastungen zu vermeiden.

	 „Kein Goldplating“ mehr: Europarechtliche Vorgaben sollen erfüllt, aber nicht übererfüllt werden.1
2 	 Verzicht auf Einzelfallgerechtigkeit: Gesetze sollen robust genug sein, um nicht jede Einzel-

situation individuell regeln zu müssen.
	 Vertrauen in viele – Sanktionen für Ausnahmen: Der Staat sollte Unternehmen grundsätzlich ver-

trauen und die Einhaltung der Regeln durch Stichproben kontrollieren.
	 Spürbare Entlastung von Berichts- und Nachweispflichten: Statt umfassender Bürokratie 

sollen verstärkt Pauschalierungen genutzt und Stichproben maßvoll erhöht werden.

3 	 Digitalisierung praxisnah gestalten: Verwaltungsprozesse sollen von Beginn an digital entwickelt 
und konsequent aus der Nutzerperspektive gedacht werden.

	 Digitale Antragsverfahren: Die Anmeldung eines Betriebs oder die Beantragung von Geneh
migungen soll künftig mit „wenigen Klicks“ möglich sein.

	 OZG-Leistungen vollständig digitalisieren: Leistungen wie Gewerbeanmeldung, Steuer-ID-Vergabe 
oder Fördermittelanträge sollen vollständig online verfügbar sein.

4 	 Wirtschaft als Schulfach: Wirtschaft soll verbindlich in allen Schultypen als eigenständiger Unter
richtsinhalt vermittelt werden.

	 Entrepreneurship Education an Hochschulen: Hochschulen sollen unternehmerische Kompe-
tenzen systematisch in ihre Lehrpläne integrieren und gezielte Gründungsförderung anbieten.

	 Unternehmensgründungen aus der Wissenschaft erleichtern: Ausgründungen sollen durch 
steuerliche Entlastungen, vereinfachte Transferregeln und standardisierte Verfahren für geistiges 
Eigentum gefördert werden.
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Ein starker, moderner Staat braucht einen starken Mittel-
stand – und umgekehrt. Dafür müssen die politischen und 
administrativen Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
Wir begrüßen die Vorschläge der Initiative für einen hand-
lungsfähigen Staat als wichtigen Impuls für eine wirtschafts-
freundliche Reformagenda. Insbesondere stimmen wir den 

Empfehlungen zu, die kleinen und mittleren Unternehmen 
(KMU) wieder mehr Freiräume verschaffen, Unternehmertum 
fördern, die Digitalisierung der Verwaltung beschleunigen 
und wirtschaftliches Denken stärker in Bildung und Wissen-
schaft verankern.
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